
Beruf und Miliztätigkeit
Eine Studie hat die Rolle der Unternehmen untersucht

Wie halten es
die Aargauer
Firmen mit der
Milizarbeit?
Mehr Lohn für Gemeinderäte soll die Milizar-
beit attraktiver machen. Nach dieser Forde-
rung vor einigen Wochen nahm eine Studie
nun die Rolle der Arbeitgeber unter die Lupe.

as Milizsystem steht
unter Druck: Schweiz-
weit hat rund die Hälf-
te aller Gemeinden
Schwierigkeiten bei
der Rekrutierung von

Mitgliedern für ihre Exekutiven. Da stel-
len sich viele Fragen: Wie akzeptiert ist
eigentlich die Tätigkeit von Milizpoliti-
kern in der Wirtschaft? Fördern Firmen
solche Engagements, oder sind sie im
beruflichen Umfeld gar hinderlich? Sind
Pensenreduktionen möglich, damit ein
Exekutivamt in der Gemeinde drinliegt?

Das Departement Volkswirtschaft und
Inneres (DVI) und die Gemeindeammän-
ner-Vereinigung Kanton Aargau liessen
dies untersuchen und gaben dem
Schweizerischen Institut für öffentliches
Management unter Leitung von Profes-
sor Reto Steiner den Auftrag für eine Stu-
die. 565 Aargauer Firmen haben an der
Befragung teilgenommen. Mehr als die
Hälfte der untersuchten Unternehmen
beschäftigt einen oder mehrere Mitar-
beiter, die neben dem Beruf noch ein öf-
fentliches Amt ausüben.

Aufgeschlüsselt nach Branchen ergibt
sich folgendes Bild: In den Bereichen
Verkehr und Nachrichtenübermittlung

D
sowie Leder, Holz, Papier und grafische
Erzeugnisse beschäftigen über 70 Pro-
zent der Firmen Mitarbeitende, die ne-
benher ein öffentliches Amt bekleiden.
Bei Banken und Versicherungen sind es
68 Prozent und in der öffentlichen Ver-
waltung sowie in den Bereichen Unter-
richt, Gesundheit, Sport und Kultur 60
Prozent. Mit Abstand am wenigsten Mit-
arbeiter mit Milizamt stellt das Gastge-
werbe (28 Prozent). Das ist unter ande-
rem damit zu erklären, dass dort Ar-
beitszeit und abendliche Gemeinderats-
sitzungen am stärksten kollidieren.

Die meisten sind Kader
Wer in einem Gemeinderat sitzt,

trägt meistens auch in der Firma viel
Verantwortung. 69 Prozent der Miliz-
tätigen haben in ihrer Firma nämlich
eine Kaderstelle inne, weitere 6 Pro-
zent sind beruflich Selbstständige.
Diese Personen haben einerseits be-
reits durch den Beruf eine hohe Belas-
tung, anderseits sind sie in der Ar-
beitszeiteinteilung in der Regel flexi-
bel, was die Vereinbarkeit von Beruf
und Milizamt erleichtert.

Fast die Hälfte der Firmen sehen
sich in einer aktiven Rolle bei der För-
derung des Milizsystems. Über 80 Pro-
zent unterstützen die Miliztätigkeit ih-

rer Mitarbeitenden. Doch wie? Mit 60
Prozent am meisten verbreitet sind
flexible Arbeitszeiten, gefolgt von indi-
viduellen Vereinbarungen (38 Pro-
zent), Teilzeitarbeit (37 Prozent). 34
Prozent der Firmen geben an, Mitar-
beitende zur Kandidatur für ein öf-
fentliches Amt zu ermutigen. Einen
(teilweisen) Erlass der Arbeitszeiten
kennt jede fünfte Firma, und jede
zehnte regelt öffentliche Engagements
gar mit Bestimmungen im Betriebsreg-
lement.

Doch was versprechen sich Firmen,
wenn Mitarbeitende in Milizämtern tä-
tig sind, wo sehen sie Nachteile? Auf-
schluss gibt die Grafik unten. Netzwerk
dank Politik sehen die Arbeitgeber als
grössten Vorteil für ihre Firma. Dass
ein Unternehmen wegen eines Miliz-
amts seines Mitarbeiters mehr Aufträge
erhält, glauben dagegen weniger als 10
Prozent. Als grössten Nachteil (64 Pro-
zent) sehen die Firmen die häufigen
Abwesenheiten im Betrieb.

Angst vor Vetternwirtschaft
Haben Firmen mit öffentlichen Äm-

tern von Mitarbeitenden schon negative
Erfahrungen gemacht? Studienleiter
Steiner konnte mehrere herauskristalli-
sieren: Zum Beispiel negative Auswir-
kungen auf das Image der Unterneh-
mung und die Kundenbeziehungen, Ab-
wesenheiten und Terminkollisionen,
Interessenskonflikte zwischen der poli-
tischen Gesinnung der Person im Miliz-
amt und den Interessen der Unterneh-
mung, aber auch weniger öffentliche
Aufträge, da der Vorwurf der «Vettern-
wirtschaft» befürchtet werde.

Tieferes Salär für jeden sechsten
Rund 30 Prozent der Unternehmun-

gen schliessen mit Mitarbeitenden in öf-
fentlichen Ämtern individuelle Verein-
barungen ab. Darin werden die Abwe-
senheiten und die Reduktion bzw. auch
Kompensation der Arbeitszeit geregelt.
Bei 17 Prozent der befragten Firmen
müssen die Mitarbeiter mit Milizamt ei-
ne Gehaltsreduktion in Kauf nehmen.

Und das empfehlen die Firmen den Ge-
meinden zur Erhaltung des Milizsys-
tems:
■ Milizämter adäquat entlöhnen. Ob
Pauschalen oder Stundenabrechnun-

gen geeigneter seien, wird kontrovers
diskutiert
■ Teilzeitpensen einführen sowie (fi-
nanzielle) Anreize für Unternehmen
mit Mitarbeitenden im Milizamt
■ aktiv um Mitarbeiter werben und die
Vorteile der Milizarbeit aufzeigen
■ Termine zu Randzeiten festlegen
■ Einführungskurse für Gemeindeäm-
ter (siehe Box rechts)
■ generell verstärkte Anerkennung und
Wertschätzung der Milizarbeit. Das wir-
ke sich positiv auf das Image des Ge-
meinderatsamtes aus und damit der zu-
nehmenden Schwierigkeit entgegen,
Personen für diese Ämter zu finden.

Die Studie: Befragt wurden die Mit-
glieder der Aargauischen Industrie-
und Handelskammer (AIHK) sowie des
Aargauischen Gewerbeverbandes
(AGV). 565 Unternehmen beteiligten
sich, also 9,8 Prozent der Angefragten.
Der Begriff der Miliztätigkeit bezieht
sich auf das Engagement in öffentlich-
rechtlichen Körperschaften (Einwoh-
ner- und Kirchgemeinden, Schulpfle-
gen, Kommissionen). Nicht einbezo-
gen wurden das Engagement in Verei-
nen, Militär, Zivilschutz, sozialen Insti-
tutionen, private Freiwilligenarbeit.

(MKU)

VON MATHIAS KÜNG

«Aargauer Unternehmen
messen dem Milizsystem
hohe Bedeutung bei.»
Fazit aus der Studie
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Wer gut vorbereitet ein poli-
tisches Amt übernehmen
möchte, kann sich jetzt in ei-
nem massgeschneiderten
Kurs darauf vorbereiten. Das
Stapferhaus im Schloss Lenz-
burg vermittelt in einem acht-
teiligen Kurs solides Grund-
wissen und gibt Einblicke in
die wichtigsten Ressorts der
Gemeindepolitik. Verantwort-
lich für die Kursinhalte ist die
Aargauische Stiftung für Frei-
heit und Verantwortung in Po-
litik und Wirtschaft.
Mehr Infos zu den Kursen auf
www.stapferhaus.ch

Einstieg in die
Gemeindepolitik
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KURSE

Diskutierten über
Milizarbeit von Be-
rufstätigen: Reto
Steiner, Uni Bern
Urs Hofmeier, Ge-
schäftsführer
Schweizer Salinen
AG; Urs Hofmann,
Regierungsrat; Da-
niel Knecht, Präsi-
dent Aargauische
Industrie- und Han-
delskammer; Rena-
te Gautschy, Präsi-
dentin Gemeinde-
ammänner-Vereini-
gung; Kurt Schmid,
Präsident Aargaui-
scher Gewerbever-
band; Stefan Inde-
mühle, Geschäfts-
führer Indermühle
AG.

Donald Trump ist derzeit omnipräsent.
Auch im Gemeindesaal Möriken-Wildegg
war der Schatten des designierten US-
Präsidenten am Donnerstagabend zu spü-
ren. Gewissermassen als Warnung. «In
der Schweiz nehmen wir den Staat nicht
als etwas fremdes, bürgerfernes oder gar
feindliches wahr», erklärte Regierungsrat
Urs Hofmann anlässlich der Präsentation
einer Studie zur Rolle der Unternehmen
im Milizsystem (siehe Haupttext). Trump
gewann die Wahl, so die gängige Leseart,
weil die Politik den Draht zur Bevölke-
rung verloren hat. Und unser Milizsys-
tem, so der hiesige Konsens, hält diese
Verbindung aufrecht. Der perfekte Miliz-
politiker soll also aus der Mitte des Volkes
stammen, fest im Berufsleben stehen und
das Nebenamt aus innerer Motivation
und Interesse am Geimeinwohl ausüben.

Wie weit geht die Unterstützung?
Nur sind solche Leute immer schwieri-

ger zu finden: Rund jede zweite Gemein-
de bekundet Schwierigkeiten, geeignete
Kandidaten für ihre Exekutiven zu gewin-
nen. Sind die Unternehmen an dieser
Entwicklung mitschuldig? Die in Möriken
präsentierte Studie stellt ihnen eigentlich
ein gutes Zeugnis aus. Daniel Knecht, der
Präsident der Aargauischen Industrie-
und Handelskammer, zweifelt die Reprä-
sentativität der Resultate allerdings an.
Der Goodwill werde mit einer Rücklauf-
quote von nur zehn Prozent vielleicht et-
was überzeichnet, weil wohl vor allem je-
ne Firmen an der Umfrage teilgenommen
hätten, die sich sowieso mit dem Thema
beschäftigten. Auch ist der Begriff «Unter-
stützung» ein fliessender. «Firmen sagen
häufig nicht, ihr könnt das nicht machen,
aber wenn es dann um Beförderungen

geht, ist halt vielleicht ein anderer dran,
der kein Milizamt ausübt», gab Hofmann
zu bedenken.

Dafür, dass ein Milizamt mit berufli-
chem Aufstieg nicht immer vereinbar ist,
hat Kurt Schmid, der Präsident des Aar-
gauischen Gewerbeverbands, gar Ver-
ständnis. Es sei «ein brutaler Kampf da
draussen in der Wirtschaft», sagte er. Des-
halb könne einem Mitarbeitenden in ei-
ner Kaderposition nicht jeder Wunsch er-
füllt werden. Im Gegenteil müsse dieser
vielleicht bereit sein, für ein Milizamt ei-
nen Karriereschritt zurückzugehen – auf
eine Stufe also, die mit einem Teilzeitpen-
sum besser vereinbar ist.

Teilzeitpensen sind eine wichtige Vor-
aussetzung für das Überleben des Miliz-
systems. Gleichzeitig markiert deren Auf-
kommen einen Paradigmenwechsel. Frü-
her sei es für ein Unternehmen eine Ehre
gewesen, Milizpolitiker in den eigenen
Reihen zu haben, erklärte der Studienau-
tor Reto Steiner. Entsprechend wurde für
das Amt Arbeitszeit zur Verfügung ge-
stellt. Heute hingegen wird vom Mitarbei-
ter erwartet, dass er sein Pensum redu-
ziert – womit natürlich auch die Frage der
Entschädigung der Milizarbeit an Bedeu-
tung gewinnt. Bereits im September for-
derte die Aargauer Ammännervereini-
gung Lohnerhöhungen für die Gemeinde-
behörden. Die Reaktionen aus der Bevöl-
kerung darauf seien fast durchweg positiv
gewesen, berichtete Renate Gautschy, die
Präsidentin der Vereinigung, nun in Möri-
ken. Eine generelle Erhöhung der Ent-
schädigungen könne allerdings nicht die
Lösung sein, vielmehr müssten diese stär-
ker an konkrete Projekte geknüpft sein.

Einem weiteren globalen Ansatz – der
Möglichkeit für Milizpolitiker, Steuerab-
züge geltend zu machen – erteilte derweil
Urs Hofmann eine Absage. Einerseits
würde dies das System verkomplizieren,
gab er zu bedenken. Und andererseits
würden Leute mit hohen Einkommen we-
gen der Steuerprogression stärker profi-
tieren. Vielmehr sei er dafür – und da wi-
dersprach ihm im Saal niemand – «an-
ständige Entschädigungen zu zahlen».

Podium Politik- und Wirt-
schaftsvertreter diskutieren
über das Milizsystem – und fin-
den sich bei den Löhnen.

VON PETER BRÜHWILER

«Es ist ein brutaler
Kampf da draussen»
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sowie Leder, Holz, Papier und grafische
Erzeugnisse beschäftigen über 70 Pro-
zent der Firmen Mitarbeitende, die ne-
benher ein öffentliches Amt bekleiden.
Bei Banken und Versicherungen sind es
68 Prozent und in der öffentlichen Ver-
waltung sowie in den Bereichen Unter-
richt, Gesundheit, Sport und Kultur 60
Prozent. Mit Abstand am wenigsten Mit-
arbeiter mit Milizamt stellt das Gastge-
werbe (28 Prozent). Das ist unter ande-
rem damit zu erklären, dass dort Ar-
beitszeit und abendliche Gemeinderats-
sitzungen am stärksten kollidieren.

Die meisten sind Kader
Wer in einem Gemeinderat sitzt,

trägt meistens auch in der Firma viel
Verantwortung. 69 Prozent der Miliz-
tätigen haben in ihrer Firma nämlich
eine Kaderstelle inne, weitere 6 Pro-
zent sind beruflich Selbstständige.
Diese Personen haben einerseits be-
reits durch den Beruf eine hohe Belas-
tung, anderseits sind sie in der Ar-
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Fast die Hälfte der Firmen sehen
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derung des Milizsystems. Über 80 Pro-
zent unterstützen die Miliztätigkeit ih-

rer Mitarbeitenden. Doch wie? Mit 60
Prozent am meisten verbreitet sind
flexible Arbeitszeiten, gefolgt von indi-
viduellen Vereinbarungen (38 Pro-
zent), Teilzeitarbeit (37 Prozent). 34
Prozent der Firmen geben an, Mitar-
beitende zur Kandidatur für ein öf-
fentliches Amt zu ermutigen. Einen
(teilweisen) Erlass der Arbeitszeiten
kennt jede fünfte Firma, und jede
zehnte regelt öffentliche Engagements
gar mit Bestimmungen im Betriebsreg-
lement.

Doch was versprechen sich Firmen,
wenn Mitarbeitende in Milizämtern tä-
tig sind, wo sehen sie Nachteile? Auf-
schluss gibt die Grafik unten. Netzwerk
dank Politik sehen die Arbeitgeber als
grössten Vorteil für ihre Firma. Dass
ein Unternehmen wegen eines Miliz-
amts seines Mitarbeiters mehr Aufträge
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zent) sehen die Firmen die häufigen
Abwesenheiten im Betrieb.
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barungen ab. Darin werden die Abwe-
senheiten und die Reduktion bzw. auch
Kompensation der Arbeitszeit geregelt.
Bei 17 Prozent der befragten Firmen
müssen die Mitarbeiter mit Milizamt ei-
ne Gehaltsreduktion in Kauf nehmen.

Und das empfehlen die Firmen den Ge-
meinden zur Erhaltung des Milizsys-
tems:
■ Milizämter adäquat entlöhnen. Ob
Pauschalen oder Stundenabrechnun-

gen geeigneter seien, wird kontrovers
diskutiert
■ Teilzeitpensen einführen sowie (fi-
nanzielle) Anreize für Unternehmen
mit Mitarbeitenden im Milizamt
■ aktiv um Mitarbeiter werben und die
Vorteile der Milizarbeit aufzeigen
■ Termine zu Randzeiten festlegen
■ Einführungskurse für Gemeindeäm-
ter (siehe Box rechts)
■ generell verstärkte Anerkennung und
Wertschätzung der Milizarbeit. Das wir-
ke sich positiv auf das Image des Ge-
meinderatsamtes aus und damit der zu-
nehmenden Schwierigkeit entgegen,
Personen für diese Ämter zu finden.

Die Studie: Befragt wurden die Mit-
glieder der Aargauischen Industrie-
und Handelskammer (AIHK) sowie des
Aargauischen Gewerbeverbandes
(AGV). 565 Unternehmen beteiligten
sich, also 9,8 Prozent der Angefragten.
Der Begriff der Miliztätigkeit bezieht
sich auf das Engagement in öffentlich-
rechtlichen Körperschaften (Einwoh-
ner- und Kirchgemeinden, Schulpfle-
gen, Kommissionen). Nicht einbezo-
gen wurden das Engagement in Verei-
nen, Militär, Zivilschutz, sozialen Insti-
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Donald Trump ist derzeit omnipräsent.
Auch im Gemeindesaal Möriken-Wildegg
war der Schatten des designierten US-
Präsidenten am Donnerstagabend zu spü-
ren. Gewissermassen als Warnung. «In
der Schweiz nehmen wir den Staat nicht
als etwas fremdes, bürgerfernes oder gar
feindliches wahr», erklärte Regierungsrat
Urs Hofmann anlässlich der Präsentation
einer Studie zur Rolle der Unternehmen
im Milizsystem (siehe Haupttext). Trump
gewann die Wahl, so die gängige Leseart,
weil die Politik den Draht zur Bevölke-
rung verloren hat. Und unser Milizsys-
tem, so der hiesige Konsens, hält diese
Verbindung aufrecht. Der perfekte Miliz-
politiker soll also aus der Mitte des Volkes
stammen, fest im Berufsleben stehen und
das Nebenamt aus innerer Motivation
und Interesse am Geimeinwohl ausüben.

Wie weit geht die Unterstützung?
Nur sind solche Leute immer schwieri-

ger zu finden: Rund jede zweite Gemein-
de bekundet Schwierigkeiten, geeignete
Kandidaten für ihre Exekutiven zu gewin-
nen. Sind die Unternehmen an dieser
Entwicklung mitschuldig? Die in Möriken
präsentierte Studie stellt ihnen eigentlich
ein gutes Zeugnis aus. Daniel Knecht, der
Präsident der Aargauischen Industrie-
und Handelskammer, zweifelt die Reprä-
sentativität der Resultate allerdings an.
Der Goodwill werde mit einer Rücklauf-
quote von nur zehn Prozent vielleicht et-
was überzeichnet, weil wohl vor allem je-
ne Firmen an der Umfrage teilgenommen
hätten, die sich sowieso mit dem Thema
beschäftigten. Auch ist der Begriff «Unter-
stützung» ein fliessender. «Firmen sagen
häufig nicht, ihr könnt das nicht machen,
aber wenn es dann um Beförderungen

geht, ist halt vielleicht ein anderer dran,
der kein Milizamt ausübt», gab Hofmann
zu bedenken.

Dafür, dass ein Milizamt mit berufli-
chem Aufstieg nicht immer vereinbar ist,
hat Kurt Schmid, der Präsident des Aar-
gauischen Gewerbeverbands, gar Ver-
ständnis. Es sei «ein brutaler Kampf da
draussen in der Wirtschaft», sagte er. Des-
halb könne einem Mitarbeitenden in ei-
ner Kaderposition nicht jeder Wunsch er-
füllt werden. Im Gegenteil müsse dieser
vielleicht bereit sein, für ein Milizamt ei-
nen Karriereschritt zurückzugehen – auf
eine Stufe also, die mit einem Teilzeitpen-
sum besser vereinbar ist.

Teilzeitpensen sind eine wichtige Vor-
aussetzung für das Überleben des Miliz-
systems. Gleichzeitig markiert deren Auf-
kommen einen Paradigmenwechsel. Frü-
her sei es für ein Unternehmen eine Ehre
gewesen, Milizpolitiker in den eigenen
Reihen zu haben, erklärte der Studienau-
tor Reto Steiner. Entsprechend wurde für
das Amt Arbeitszeit zur Verfügung ge-
stellt. Heute hingegen wird vom Mitarbei-
ter erwartet, dass er sein Pensum redu-
ziert – womit natürlich auch die Frage der
Entschädigung der Milizarbeit an Bedeu-
tung gewinnt. Bereits im September for-
derte die Aargauer Ammännervereini-
gung Lohnerhöhungen für die Gemeinde-
behörden. Die Reaktionen aus der Bevöl-
kerung darauf seien fast durchweg positiv
gewesen, berichtete Renate Gautschy, die
Präsidentin der Vereinigung, nun in Möri-
ken. Eine generelle Erhöhung der Ent-
schädigungen könne allerdings nicht die
Lösung sein, vielmehr müssten diese stär-
ker an konkrete Projekte geknüpft sein.

Einem weiteren globalen Ansatz – der
Möglichkeit für Milizpolitiker, Steuerab-
züge geltend zu machen – erteilte derweil
Urs Hofmann eine Absage. Einerseits
würde dies das System verkomplizieren,
gab er zu bedenken. Und andererseits
würden Leute mit hohen Einkommen we-
gen der Steuerprogression stärker profi-
tieren. Vielmehr sei er dafür – und da wi-
dersprach ihm im Saal niemand – «an-
ständige Entschädigungen zu zahlen».

Podium Politik- und Wirt-
schaftsvertreter diskutieren
über das Milizsystem – und fin-
den sich bei den Löhnen.

VON PETER BRÜHWILER

«Es ist ein brutaler
Kampf da draussen»

Am Mittag ging der Stall in Flammen
auf. Die Feuerwehr rückte nach Möri-
ken aus, kämpfte stundenlang gegen
Wind und Flammen. Beim Grossbrand
im September vor drei Jahren wurden
weder Menschen noch Tiere verletzt.
Der Sachschaden allerdings war be-
trächtlich: über eine Million Franken.
Dem Bauern, der über keine Haft-
pflichtversicherung verfügte, drohten
in der Folge hohe Regressforderungen
von der Versicherung. Denn schon bald
stand die Brandursache fest: Der junge
Landwirt montierte auf dem väterli-
chen Bauernhof ein Getränkebecken
im Stall. Als er vorstehende Schrauben
kürzte, flogen Funken, wobei sich Gase
aus der darunterliegenden Güllegrube
entzündeten und das Stroh in Brand
gesetzt wurde.

Gericht hebt Urteil auf
Vergangenes Jahr musste sich der

Landwirt vor dem Bezirksgericht Lenz-
burg verantworten. Er wurde wegen
fahrlässiger Verursachung einer Feuers-
brunst schuldig gesprochen. Deutlich
schwerer als die bedingte Geldstrafe
von 4200 Franken und die Busse von
840 Franken wog Punkt 7 des Urteils:
Der Beschuldigte habe der Aargaui-
schen Gebäudeversicherung rund
570 000 Franken zuzüglich fünf Pro-
zent Zinsen zu bezahlen, steht dort.
Sein Anwalt sagt, allein die Zinsen hät-
ten seinen Mandanten rund 30 000
Franken pro Jahr gekostet. «Er wäre gar
nie mehr aus dem Existenzminimum
herausgekommen.» Doch nun steht

fest: Der Landwirt muss 30 000 Fran-
ken an die Aargauische Gebäudeversi-
cherung (AGV) zahlen. Diese Vereinba-
rung haben Verteidiger und AGV mit-
einander geschlossen. Demnach wird
der Betrag nur dann fällig, wenn der
Bauer rechtskräftig verurteilt wird –
doch das ist längst nicht sicher. Den
erstinstanzlichen Entscheid hat das
Obergericht inzwischen aufgehoben
und den Fall ans Bezirksgericht Lenz-
burg zurückgewiesen. Der Grund: Das
Urteil sei ungenügend begründet und
habe die Argumente des Beschuldigten
nicht angemessen berücksichtigt.

Wann das Bezirksgericht Lenzburg
erneut entscheidet, steht noch nicht
fest. Klar ist für den Verteidiger, dass er
den Schuldspruch und insbesondere
die Zahlungsverpflichtung über fast
600 000 Franken weiter anfechten
will. Letzteres sei «grundlegend falsch».
Der Anwalt befürchtet eine präjudiziel-
le Wirkung für künftige Fälle.

Positiver Effekt des Brands
Das Schicksal des Möriker Bauern be-

schäftigte auch die Politik. Die Grossrä-
te Ralf Bucher (CVP) und Alois Huber
(SVP) reichten einen Vorstoss ein, in
dem sie die Regressforderungen von
600 000 Franken als «unverschämt»
bezeichneten. Vom Regierungsrat ver-
langten sie unter anderem eine Ant-
wort auf die Frage, ob dieser die Sum-
me ebenfalls für übertrieben halte. Die
Regierung wollte sich jedoch nicht da-
zu äussern, verwies auf die Gewalten-
teilung und die Zuständigkeit der Ge-
richte. Nach dem glimpflichen Ausgang
für den jungen Landwirten sieht Ralf
Bucher, Geschäftsführer des Aargauer
Bauernverbands, zurzeit keinen Bedarf
für eine Gesetzesänderung. Der CVP-
Grossrat stellt gar einen positiven Ef-
fekt des Vorfalls fest: «Bei Arbeiten in
Ställen wird seither stärker darauf ge-
achtet, dass keine Funken fliegen. Gut,
dass nun mehr über die Gefahren ge-
sprochen wird.»

Feuer Ein Stall in Möriken
brannte ab, der Bauer wurde
verurteilt. 600 000 Franken
hätte ihm die Versicherung
verrechnen können. Doch nun
könnte alles anders kommen.

Happy End nach
dem Grossbrand in
Möriker Scheune?

VON MANUEL BÜHLMANN

Der Stall in Möriken fiel im September 2013 den Flammen zum Opfer. HO

Die Aargauer Regierung hat vier Volks-
initiativen behandelt und kommt zum
Schluss: Alle drei sind abzulehnen. Es
handelt sich dabei um: «Arbeit und
Weiterbildung für alle!», «Chancen für
Kinder – zusammen gegen Familienar-
mut» und die Initiative «Ja zu einer gu-
ten Bildung – Nein zum Lehrplan 21».
Der Regierungsrat lehnt letztere Initiati-
ve unter anderem ab, weil «durch die
abschliessende Aufzählung der Fächer
im Schulgesetz das Bildungsangebot
unnötig eingeschränkt und die Aargau-
er Volksschule in ein enges Korsett ge-
zwungen» würde. Der Kanton würde
sich innerhalb der Deutschschweiz iso-
lieren. (AZ)

Abstimmung

Regierungsrat lehnt
drei Vorlagen ab

nb
Hervorheben

nb
Hervorheben
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